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Bundesrates vom 13. März 20201,
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1	 BBl 2020 3309

Beschluss des Ständerates
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Zustimmung zum Beschluss des  
Nationalrates, wo nichts vermerkt ist
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat

I

Das Bundesgesetz vom 18. 
Dezember 19872 über das 
Internationale Privatrecht wird wie 
folgt geändert:

Art. 51 Bst. a

Für Klagen oder Massnahmen betref-
fend die güterrechtlichen Verhältnisse 
sind zuständig:
a.	 für die güterrechtliche 

Auseinandersetzung im Falle des 
Todes eines Ehegatten die 
schweizerischen Gerichte oder 
Behörden, die, unter 
Ausserachtlassung von Artikel 
88b, für die erbrechtliche 
Auseinandersetzung zuständig 
sind (Art. 86–89);

Art. 58 Abs. 2

2	 SR 291

I I

Art. 51 
I. Zuständigkeit

Art. 51

...Für Klagen oder Massnahmen betref-
fend die güterrechtlichen Verhältnis-
se sind zuständig:
a.	 für die güterrechtliche Auseinan-

dersetzung im Falle des Todes 
eines Ehegatten die schweizeri-
schen Gerichte oder Behörden, 
die für die erbrechtliche Ausein-
andersetzung zuständig sind (Art. 
86–89);

a.	 ...
(siehe Art. 88b Abs. 1)

b.	 für die güterrechtliche Auseinan-
dersetzung im Falle einer gericht-
lichen Auflösung oder Trennung 
der Ehe die schweizerischen 
Gerichte, die hierfür zuständig 
sind (Art. 59, 60, 63, 64);

c.	 in den übrigen Fällen die schwei-
zerischen Gerichte oder Behör-
den, die für Klagen oder Mass-
nahmen betreffend die Wirkungen 
der Ehe zuständig sind (Art. 46, 
47).

Art. 58 
III. Ausländische Entscheidungen
¹ Ausländische Entscheidungen über 
güterrechtliche Verhältnisse werden 
in der Schweiz anerkannt:
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2 Für Entscheidungen über güter-
rechtliche Verhältnisse, die im 
Zusammenhang mit Massnahmen 
zum Schutz der ehelichen 
Gemeinschaft oder infolge Tod, 
Nichtigerklärung, Scheidung oder 
Trennung ergangen sind, richtet sich 
die Anerkennung nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes über 
das Ehe-, Ehescheidungs- oder 
Erbrecht (Art. 50, 65 und 96), mit 
Ausnahme von Artikel 96 Absatz 1 
Buchstabe c.

a.	 wenn sie im Wohnsitzstaat des 
beklagten Ehegatten ergangen 
sind oder wenn sie dort anerkannt 
werden;

b.	 wenn sie im Wohnsitzstaat des 
klagenden Ehegatten ergangen 
sind oder dort anerkannt werden, 
vorausgesetzt, der beklagte Ehe-
gatte hatte seinen Wohnsitz nicht 
in der Schweiz;

c.	 wenn sie im Staat, dessen Recht 
nach diesem Gesetz anwendbar 
ist, ergangen sind oder wenn sie 
dort anerkannt werden, oder

d.	 wenn sie Grundstücke betreffen 
und am Ort der gelegenen Sache 
ergangen sind oder dort aner-
kannt werden.

² Für Entscheidungen über güter-
rechtliche Verhältnisse, die im Zu-
sammenhang mit Massnahmen zum 
Schutz der ehelichen Gemeinschaft 
oder infolge Tod, Nichtigerklärung, 
Scheidung oder Trennung ergangen 
sind, richtet sich die Anerkennung 
nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes über das Ehe, Eheschei-
dungs- oder Erbrecht (Art. 50, 65 und 
96).

Art. 86 
I. Zuständigkeit 
1. Grundsatz

Art. 86

¹ Für das Nachlassverfahren und die 
erbrechtlichen Streitigkeiten sind die 
schweizerischen Gerichte oder Be-
hörden am letzten Wohnsitz des 
Erblassers zuständig.

1 Für das Nachlassabwicklungsver-
fahren und …
(siehe Art. 88a)
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Art. 87 Abs. 1 und 2 erster Satz

1 War der Erblasser Schweizer 
Bürger mit letztem Wohnsitz im 
Ausland, so sind die schweizerischen 
Gerichte oder Behörden am 
Heimatort zuständig, soweit sich die 
Behörden des Wohnsitzstaates mit 
seinem Nachlass nicht befassen. Um 
Kompetenzkonflikte zu vermeiden, 
können die schweizerischen Gerichte 
oder Behörden ihre Zuständigkeit 
zusätzlich von der Untätigkeit der 
Behörden eines ausländischen 
Hematstaates des Erblassers, des 
Staates seines letzten gewöhnlichen 
Aufenthalts oder, soweit es um ein-
zelne Nachlasswerte geht, deren 
Lagestaates abhängig machen.
2 Die Gerichte oder Behörden am 
Heimatort sind stets zuständig, wenn 
ein Schweizer Bürger mit letztem 
Wohnsitz im Ausland in der Schweiz 
gelegene Vermögenswerte oder 
seinen gesamten Nachlass durch 
letztwillige Verfügung oder Erbvertrag 
der schweizerischen Zuständigkeit 
oder, ohne Vorbehalt bezüglich der 
Zuständigkeit, dem schweizerischen 
Recht unterstellt hat. ... 

² Vorbehalten ist die Zuständigkeit 
des Staates, der für Grundstücke auf 
seinem Gebiet die ausschliessliche 
Zuständigkeit vorsieht.

Art. 87 
2. Heimatzuständigkeit

Art. 87 Art. 87

¹ War der Erblasser Schweizer Bür-
ger mit letztem Wohnsitz im Ausland, 
so sind die schweizerischen Gerichte 
oder Behörden am Heimatort zustän-
dig, soweit sich die ausländische 
Behörde mit seinem Nachlass nicht 
befasst.

1 ...  
 
 
 
 
 
            ... nicht befassen. (Rest strei-
chen)

1 ... 
 
 
                
    
 
                 ... nicht befassen. Um 
Zuständigkeitskonflikte zu vermei-
den, ...

² Sie sind stets zuständig wenn ein 
Schweizer Bürger mit letztem Wohn-
sitz im Ausland sein in der Schweiz 
gelegenes Vermögen oder seinen 
gesamten Nachlass durch letztwillige 
Verfügung oder Erbvertrag der 
schweizerischen Zuständigkeit oder 
dem schweizerischen Recht unter-
stellt hat. Artikel 86 Absatz 2 ist vor-
behalten.
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Art. 88 Abs. 1

1 War der Erblasser Ausländer mit 
letztem Wohnsitz im Ausland, so sind 
die schweizerischen Gerichte oder 
Behörden am Lageort für den in der 
Schweiz gelegenen Nachlass zustän-
dig, soweit sich die Behörden des 
Wohnsitzstaates damit nicht befas-
sen. Um Kompetenzkonflikte zu ver-
meiden, können die schweizerischen 
Gerichte oder Behörden ihre 
Zuständigkeit zusätzlich von der 
Untätigkeit der Behörden eines aus-
ländischen Heimatstaates des 
Erblassers oder des Staates seines 
letzten gewöhnlichen Aufenthalts 
abhängig machen.

Art. 88a 
3a. Rechtshängigkeit
Artikel 9 gilt für das 
Nachlassverfahren sinngemäss. 

Art. 88 
3. Zuständigkeit am Ort der gelege-
nen Sache

Art. 88 Art. 88

¹ War der Erblasser Ausländer mit 
letztem Wohnsitz im Ausland, so sind 
die schweizerischen Gerichte oder 
Behörden am Ort der gelegenen 
Sache für den in der Schweiz gelege-
nen Nachlass zuständig, soweit sich 
die ausländischen Behörden damit 
nicht befassen.

1 Streichen (= gemäss geltendem 
Recht)

1 ... 
 
 
 
  
    
                                ... nicht befas-
sen. Um Zuständigkeitskonflikte zu 
vermeiden, ...

² Befindet sich Vermögen an mehre-
ren Orten, so sind die zuerst angeru-
fenen schweizerischen Gerichte oder 
Behörden zuständig.

Art. 88a

Artikel 9 gilt sinngemäss auch für das 
Nachlassabwicklungsverfahren als 
Ganzes.
(siehe Art. 86 Abs. 1)
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Art. 88b
3b. Abbedingung der schweize
rischen Zuständigkeit
1 Die Zuständigkeit nach den Artikeln 
86–88 ist ausgeschlossen, soweit ein 
Erblasser durch letztwillige Verfügung 
oder Erbvertrag seinen Nachlass 
ganz oder teilweise der Zuständigkeit 
eines ausländischen Heimatstaates 
unterstellt hat und dessen Behörden 
sich mit den betreffenden 
Nachlasswerten befassen. Die ent-
sprechende Staatsangehörigkeit 
muss entweder im 
Verfügungszeitpunkt oder im 
Zeitpunkt des Todes des Erblassers 
gegeben sein.
2 Die Zuständigkeit nach den Artikeln 
86–88 ist zudem ausgeschlossen, 
soweit der Erblasser ein im Ausland 
gelegenes Grundstück durch letztwil-
lige Verfügung oder Erbvertrag der 
Zuständigkeit des Lagestaates unter-
stellt hat und dessen Behörden sich 
damit befassen.

Art. 89
4. Sichernde Massnahmen
Hinterlässt der Erblasser Vermögen 
in der Schweiz und besteht keine 
Zuständigkeit nach den Artikeln 86–
88, so ordnen die schweizerischen 
Behörden am Lageort die zum einst-
weiligen Schutz der Vermögenswerte 
notwendigen Massnahmen an.

Art. 88b

1 Streichen
(siehe Art. 51 Bst. a)

Art. 89 
4. Sichernde Massnahmen
Hinterlässt der Erblasser mit letztem 
Wohnsitz im Ausland Vermögen in 
der Schweiz, so ordnen die schwei-
zerischen Behörden am Ort der gele-
genen Sache die zum einstweiligen 
Schutz der Vermögenswerte notwen-
digen Massnahmen an.
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Art. 90 Randtitel, Abs. 2 und 3
II. Anwendbares Recht
1. Grundsatz

2 Der Nachlass einer Person mit 
letztem Wohnsitz im Ausland unter-
steht dem Recht, auf welches das 
Kollisionsrecht des Wohnsitzstaates 
verweist. Verweist dieses auf das 
schweizerische Kollisionsrecht zu-
rück, ist das materielle Erbrecht des 
Wohnsitzstaates anzuwenden.
3 Soweit nach Artikel 87 Absatz 1 die 
schweizerischen Gerichte oder 
Behörden am Heimatort zuständig 
sind, untersteht der Nachlass schwei-
zerischem Recht.

Art. 91
2. Rechtswahl
1 Eine Person kann ihren Nachlass 
durch letztwillige Verfügung oder 
Erbvertrag dem Recht eines ihrer 
Heimatstaaten unterstellen. Die ent-
sprechende Staatsangehörigkeit 
muss entweder im 
Verfügungszeitpunkt oder im 
Zeitpunkt des Todes der verfügenden 
Person gegeben sein. 
 

2 Unterstellt ein Schweizer Bürger 
seinen Nachlass ganz oder teilweise 
der schweizerischen Zuständigkeit 
(Art. 87 Abs. 2), so gilt dies, sofern er 
nichts Gegenteiliges angeordnet hat, 
auch als Unterstellung unter das 
schweizerische Recht.

Art. 90 
II. Anwendbares Recht 
1. Letzter Wohnsitz in der Schweiz
¹ Der Nachlass einer Person mit 
letztem Wohnsitz in der Schweiz 
untersteht schweizerischem Recht.
² Ein Ausländer kann jedoch durch 
letztwillige Verfügung oder Erbvertrag 
den Nachlass einem seiner Heimat-
rechte unterstellen. Diese Unterstel-
lung fällt dahin, wenn er im Zeitpunkt 
des Todes diesem Staat nicht mehr 
angehört hat oder wenn er Schweizer 
Bürger geworden ist.

Art. 91 
2. Letzter Wohnsitz im Ausland

Art. 91

1 ... 
 
 
 
 
 
 
                            ... der verfügenden 
Person gegeben sein. Schweizer 
Bürger können nur das schweizeri-
sche Recht wählen.

¹ Der Nachlass einer Person mit 
letztem Wohnsitz im Ausland unter-
steht dem Recht, auf welches das 
Kollisionsrecht des Wohnsitzstaates 
verweist.
² Soweit nach Artikel 87 die schwei-
zerischen Gerichte oder Behörden 
am Heimatort zuständig sind, unter-
steht der Nachlass eines Schweizers 
mit letztem Wohnsitz im Ausland 
schweizerischem Recht, es sei denn, 
der Erblasser habe in der letztwilligen 
Verfügung oder im Erbvertrag aus-
drücklich das Recht an seinem letz-
ten Wohnsitz vorbehalten.
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3 Eine Teilrechtswahl ist nur zulässig, 
wenn damit in der Schweiz gelege-
nes Vermögen dem schweizerischen 
Recht unterstellt wird und dies mit 
einer Unterstellung derselben 
Vermögenswerte unter die schweize-
rische Zuständigkeit verbunden ist 
oder eine solche zur Folge hat (Art. 
87 Abs. 2).

Art. 92 Abs. 2 zweiter Satz

2 ...  
 
        
... Diesem Recht unterstehen na-
mentlich die sichernden Massnah-
men und die Nachlassabwicklung, 
mit Einschluss der verfahrensrechtli-
chen Aspekte der Willensvollstre-
ckung oder Nachlassverwaltung, 
sowie die Frage der Berechtigung 
des Willensvollstreckers oder Nach-
lassverwalters am Nachlass und 
seiner Verfügungsmacht darüber.

Art. 92 
3. Umfang des Erbstatuts und Nach-
lass-abwicklung
¹ Das auf den Nachlass anwendbare 
Recht bestimmt, was zum Nachlass 
gehört, wer in welchem Umfang dar-
an berechtigt ist, wer die Schulden 
des Nachlasses trägt, welche 
Rechtsbehelfe und Massnahmen 
zulässig sind und unter welchen 
Voraussetzungen sie angerufen wer-
den können.
² Die Durchführung der einzelnen 
Massnahmen richtet sich nach dem 
Recht am Ort der zuständigen Behör-
de. Diesem Recht unterstehen na-
mentlich die sichernden Massnah-
men und die Nachlassabwicklung mit 
Einschluss der Willensvollstreckung.

e-parl 15.12.2022 11:30



-  9  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat

Art. 94
5. Letztwillige Verfügungen
1 Die materielle Wirksamkeit, die 
Widerrufbarkeit, und die Auslegung 
einer letztwilligen Verfügung sowie 
die Wirkungen der darin enthaltenen 
Anordnungen unterstehen dem 
Recht am Wohnsitz des Verfügenden 
zur Zeit ihrer Errichtung. 
2 Hat der Verfügende in der betreffen-
den oder einer früheren Verfügung 
seinen ganzen Nachlass dem Recht 
eines seiner Heimatstaaten (Art. 91 
Abs. 1) unterstellt, so tritt dieses an 
die Stelle des in Absatz 1 bezeichne-
ten Rechts.
3 Der Verfügende kann die letztwillige 
Verfügung einem seiner Heimat-
rechte unterstellen. Die entsprechen-
de Staatsangehörigkeit muss entwe-
der im Verfügungszeitpunkt oder im 
Zeitpunkt des Todes des 
Verfügenden gegeben sein.

Art. 95 
6. Erbverträge 

1 Die materielle Wirksamkeit, die 
Bindungswirkungen und die 
Auslegung eines Erbvertrags sowie 
die Wirkungen der darin enthaltenen 
Anordnungen unterstehen dem 
Recht am Wohnsitz des Verfügenden 
zur Zeit des Vertragsabschlusses.

Art. 94 
5. Verfügungsfähigkeit
Eine Person kann von Todes wegen 
verfügen, wenn sie im Zeitpunkt der 
Verfügung nach dem Recht am 
Wohnsitz oder am gewöhnlichen 
Aufenthalt oder nach dem Recht 
eines ihrer Heimatstaaten verfü-
gungsfähig ist.

Art. 95 
6. Erbverträge und gegenseitige 
Verfügungen von Todes wegen

Art. 95

¹ Der Erbvertrag untersteht dem 
Recht am Wohnsitz des Erblassers 
zur Zeit des Vertragsabschlusses.
² Unterstellt ein Erblasser im Vertrag 
den ganzen Nachlass seinem Hei-
matrecht, so tritt dieses an die Stelle 
des Wohnsitzrechts.
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2 Hat der Verfügende im Erbvertrag 
oder in einer früheren Verfügung den 
ganzen Nachlass dem Recht eines 
seiner Heimatstaaten unterstellt (Art. 
91 Abs. 1), so tritt dieses an die 
Stelle des in Absatz 1 bezeichneten 
Rechts.
3 Bei Erbverträgen mit zwei oder 
mehr Verfügenden untersteht die 
Verfügung eines jeden Verfügenden 
dem auf sie anwendbaren Recht 
nach Absatz 1 oder 2. Der Erbvertrag 
ist nur zu beachten, wenn sämtliche 
Verfügungen nach dem jeweiligen 
Recht gültig und verbindlich sind. Als 
Erbvertrag gelten auch letztwillige 
Verfügungen, denen eine verbindli-
che gegenseitige Vereinbarung der 
Verfügenden zugrunde liegt.
4 Die Vertragschliessenden können 
den Erbvertrag einem der 
Heimatrechte des Verfügenden be-
ziehungsweise eines der 
Verfügenden oder dem Recht am 
Wohnsitz eines der Verfügenden zur 
Zeit des Vertragsabschlusses unter-
stellen. Die entsprechende 
Staatsangehörigkeit muss entweder 
im Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
oder im Zeitpunkt des Todes des 
erstversterbenden Verfügenden ge-
geben sein.

Art. 95a
7. Andere vertragliche Verfügungen 
von Todes wegen
Artikel 95 gilt für andere vertragliche 
Verfügungen über den Nachlass 
sinngemäss.

³ Gegenseitige Verfügungen von 
Todes wegen müssen dem Wohnsitz-
recht jedes Verfügenden oder dem 
von ihnen gewählten gemeinsamen 
Heimatrecht entsprechen.
⁴ Vorbehalten bleiben die Bestim-
mungen dieses Gesetzes über die 
Form und die Verfügungsfähigkeit 
(Art. 93 und 94).

³ ... 
 
 
                                                 ... 
nach Absatz 1 oder 2. Als Erbvertrag 
gelten auch letztwillige Verfügungen, 
denen eine gemeinsame Vereinba-
rung der Verfügenden mit Bindungs-
wirkung zugrunde liegt.
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Art. 95b
8. Begriff der materiellen Wirksamkeit
1 Materielle Wirksamkeit im Sinne der 
Artikel 94–95a umfasst:
a.	 die grundsätzliche Zulässigkeit 

der letztwilligen Verfügung oder 
des Vertrags;

b.	 das Zustandekommen der letzt-
willigen Verfügung oder des 
Vertrags;

c.	 die Verfügungsfähigkeit des 
Verfügenden;

d.	 die Anfechtbarkeit der letztwilligen 
Verfügung oder des Vertrags;

e.	 die Zulässigkeit der darin enthal-
tenen Anordnungen.

2 Die Verfügungsfreiheit bestimmt 
sich nach dem von den Artikeln 90 
und 91 bezeichneten Recht.

Art. 96 Abs. 1 Einleitungssatz sowie 
Bst. a, c und d 

1 Ausländische Entscheidungen, 
Massnahmen und Urkunden, die den 
Nachlass betreffen, sowie Rechte 
aus einem im Ausland eröffneten 
Nachlass werden unter Vorbehalt von 
Artikel 87 Absatz 2 in der Schweiz 
anerkannt:
a.	 wenn sie im Staat des letzten 

Wohnsitzes des Erblassers ge-
troffen, ausgestellt oder festge-
stellt worden sind oder wenn sie 
dort anerkannt werden; 
 

Art. 95b

1 ...

a.	 die Zulässigkeit der letztwilligen 
Verfügung oder des betreffenden 
Vertragstyps an sich;

Art. 96 
III. Ausländische Entscheidungen, 
Massnahmen, Urkunden und Rechte
¹ Ausländische Entscheidungen, 
Massnahmen und Urkunden, die den 
Nachlass betreffen, sowie Rechte 
aus einem im Ausland eröffneten 
Nachlass werden in der Schweiz 
anerkannt:

a.	 wenn sie im Staat des letzten 
Wohnsitzes des Erblassers oder 
im Staat, dessen Recht er ge-
wählt hat, getroffen, ausgestellt 
oder festgestellt worden sind oder 
wenn sie in einem dieser Staaten 
anerkannt werden, oder
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c.	 wenn sie in einem Heimatstaat 
des Erblassers getroffen, ausge-
stellt oder festgestellt worden sind 
und der Erblasser seinen 
Nachlass der Zuständigkeit oder 
dem Recht des betreffenden 
Staates unterstellt hatte; oder

d.	 wenn sie im Staat des letzten 
gewöhnlichen Aufenthalts oder 
einem Heimatstaat des 
Erblassers oder, falls sie nur 
einzelne bewegliche 
Nachlasswerte betreffen, im 
Staat, in dem diese liegen, getrof-
fen, ausgestellt oder festgestellt 
worden sind, soweit sich der 
letzte Wohnsitz des Erblassers im 
Ausland befand und der betref-
fende Staat sich nicht mit dem 
Nachlass befasst.

Art. 199a
III. Änderungen dieses Gesetzes
1. Grundsatz
Die Artikel 196–199 gelten für 
Änderungen dieses Gesetzes sinn-
gemäss.

b.	 wenn sie Grundstücke betreffen 
und in dem Staat, in dem sie 
liegen, getroffen, ausgestellt oder 
festgestellt worden sind oder 
wenn sie dort anerkannt werden.

² Beansprucht ein Staat für die in 
seinem Gebiet liegenden Grundstü-
cke des Erblassers die ausschliessli-
che Zuständigkeit, so werden nur 
dessen Entscheidungen, Massnah-
men und Urkunden anerkannt.
³ Sichernde Massnahmen des Staa-
tes, in dem Vermögen des Erblassers 
liegt, werden in der Schweiz aner-
kannt.
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Art. 199b
2. Erbrecht
Änderungen der Bestimmungen des 
6. Kapitels über das anwendbare 
Recht gelten für Erbfälle, die nach 
ihrem Inkrafttreten eingetreten sind. 
Verfügungen von Todes wegen, die 
vor Inkrafttreten der jeweiligen 
Änderung errichtet worden sind und 
nach den vom neuen Recht bezeich-
neten Bestimmungen ungültig wären, 
unterstehen den vom bisherigen 
Recht bezeichneten Bestimmungen. 
Die Verfügungsfreiheit bestimmt sich 
jedoch stets nach den vom neuen 
Recht bezeichneten Bestimmungen.

II

1 Dieses Gesetz untersteht dem fa-
kultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das 
Inkrafttreten.
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